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Weisung
des Stadtrates an den Gemeinderat

Entsorgung + Recycling Zürich (ERZ), Fernwärme,
Sanierung und Finanzierungsmodell

1. Ausgangslage
1.1 Gemeinderatsbeschluss

Am 13. November 1991 beschloss der Gemeinderat, die Fernwär-
meversorgung aus dem Elektrizitätswerk in das damalige Abfuhr-
wesen der Stadt Zürich zu überführen (G RB Nr.1641/1991). Gleich-
zeitig wurde der eigene Rechnungskreis der Fernwärmeversorgung
aufgehoben und die Fernwärmerechnung mit derjenigen des dama-
ligen Abfuhrwesens zusammengelegt. Diese Massnahmen wurden
im erwähnten Gemeinderatsbeschluss hauptsächlich wie folgt be-

gründet:
Die Grundsätze für den neuen Wärmelieferungsvertrag mit dem
Kanton führen zu einem engen betrieblichen Zusammenhang zwi-
schen dem Abfuhrwesen und der Fernwärmeversorgung, da diese
die Energie in Zukunft grösstenteils direkt aus der KV A und nicht
mehr indirekt über den Kanton beziehen wird.

Die bisher gegensätzlichen Interessen des Abfuhrwesens und der
Fernwärmeversorgung bezüglich des Kehrichtwärmepreises lassen
sich bedeutend leichter unter einen Hut bringen. Gegenüber dem
Kanton tritt nur noch ein Vertragspartner auf, nämlich das Abfuhr-
wesen. Bei einer Übertragung der Fernwärmeversorgung an das Ab-
fuhrwesen können die Ausnutzung des Kehrichts für die Strom- und
Wärmeproduktion, die betrieblichen Abläufe, die zu planenden In-
vestitionen in Netz- und Produktionsanlagen und die wirtschaftli-
chen Belange optimal koordiniert werden.

Mit der Übertragung kann das alte Postulat verwirklicht werden,
dass die Fernwärmeversorgungen in Zürich-Nord und im Industrie-
quartier von der gleichen Organisation betreut werden.

Die vorgeschlagene Übertragung der Fernwärmeversorgung an das
Abfuhrwesen hat den Zweck,nicht nur die technische, sondern auch
die ökonomische Schnittstelle zwischen der Wärmeproduktion und
der Wärmeverteilung besser zu überbrücken.

Grundsätzlich erscheint der Gedanke richtig, dass die Nutzung und
damit die Verteilung der Kehrichtwärme ein Bestandteil des Ent-
sorgungsprozesses ist und daher eine der Kehrichtverbrennungsan-
lage nachgeschaltete Nutzung darstellt, gleich wie die Stromerzeu-
gung mit Kehrichtabwärme. Eine Kehrichtverbrennungsanlage ohne
weitergehende energetische Nutzung entspricht nicht mehr den um-
weltpolitischen Zielsetzungen und hätte im Rahmen der Umwelt-
verträglichkeitsprüfung keinen Bestand.

KOsten und Ertrag dieser Nutzung sollen deshalb voll in die Rech-
nung des AWZ integriert werden und, solange die Fernwärme nicht
selbsttragend ist, soll daher im Sinne des Verursacherprinzips die
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energetische Nutzuhg des Kehrichts über Kehrichtgebühren finan-
ziert werden. Belastet werden damit je zu einem Drittel die Stadt-
zÜrcher Haushalte, die Betriebe und die Unternehmungen und die
.Vertragsgemeinden als Kehrichtlieferanten.

1.2 Organisatorische Integration der Fernwärmeversorgung in die
Dienstabteilung der Entsorgung + Recycling Zürich (ERZ), bis
1997 Abfuhrwesen der Stadt Zürich (AWZ)

In Übereinstimmung mit dem Gemeinderatsbeschluss vom 13. No-
vember 1991 wurde die Fernwärmeversorgung dem damaligen Ge-
schäftsbereich Kehrichtheizkraftwerke des AWZ, heute ERZ, ange-
gliedert. Innerhalb dieses Geschäftsbereiches bildet die Fernwärme
eine Organisationseinheit, welche weitgehend autonom organisiert
ist.

Die Organisationsstruktur der ERZ präsentiert sich heute, d.h. nach
der Reorganisation der Stadtverwaltung im Jahre 1995 und innerhalb
des Tiefbau- und Entsorgungsdepartements (TED) imJahr 1997, wie

folgt:
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1.3 Organigramm der städtischen Fernwärmeversorgung bis Ende
1999

Die städtische Fernwärmeversorgung wies bis Ende 1999 folgende
Organisationsstruktur auf:

1.4 Gemeinsame Betriebsführung der Fernwärmeversorgungen
Zürich

Nebst der städtischen Fernwärmeyersorgung bestehen weitere Fern-
wärmenetze, welche vom Kanton Zürich sowie von der ETH-Zürich
betrieben werden. Um eine möglichst rationelle Betriebsführung so-
wohl in technischer als auch in administrativer Hinsicht zu erreichen-
haben die drei Betreiber der Fernwärmenetze am 10. Juni 1999 eine
Vereinbarung betreffend die Vereinigung der Betriebsführung der
Fernwärmeversorgungen auf dem Platz Zürich abgeschlossen. Diese
Vereinbarung sieht unter anderem vor, dass die Fernwärmeversor-
gungen mit ihren Anlagen und Netzen im Eigentum der bisherigen
Eigentümer verbleiben, dass die öffentlich-rechtlichen Aufgaben und
Befugnisse der Parteien bestehen bleiben, und dass die Parteien eine
gemeinsame Aufsichtskommission bestellen.Ferner statuiert die Ver-
einbarung, dass die Leitung der drei Fernwärmeversorgungen durch
einen Geschäftsführer gernäss den Weisungen der Aufsichtskommis-
sion zu besorgen ist, und dass die allgemeinen Verwaltungskostender
gemeinsamen Betriebsführung unter den drei Parteien nach einem
festgelegten Schlüssel verteilt werden. Gestützt auf diese Vereinba-
rung wurde mit Wirkung ab 1. Januar 2000 folgende Organisations-
struktur für die gemeinsame Betriebsführung der drei Fernwärme-
versorgungen (Stadt Zürich, Kanton Zürich und ETH-Zürich) ein-
geführt:
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I Wärmeverteilung II Rechnungswesen I EJarketing
I -II und Con-trollina I

R. Vollenweider

Betrieb

Unterhalt

1.5 Holdingähnliche Struktur der ERZ

Um eine Kontrolle der internen Kosten sowie eine betriebswirt-
schaftliche Beurteilung der drei Bereiche Abfall, Abwasser sowie
Fernwärme vornehmen zu können, wurde per 1. Januar 1999 inner-
halb der ERZ über die erwähnten Bereiche eine holdingähnliche
Struktur gelegt, welche sich wie folgt präsentiert:

Seit dem 1. Januar 1999 werden somit für die Entsorgung + Recyc-
ling Zürich, Abfall, nicht nur eine, sondern drei Buchhaltungen ge-
führt. Diese Trennung hat zwar lediglich internen Charakter, wird
aber von der Finanzverwaltung dahingehend unterstützt, dass unter
dem Jahr getrennt geführte Kontokorrentkonten zur Verfügung ge-
stellt werden. Die drei Buchhaltungen umfassen folgende getrennte

Rechnungskreise:
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I Bisher I 3550.(KX} lAbfuhrwesen

I Neu (Holdingstruktur) ~ 3550.10 3550.20

3550.30

I Entsorgung + Recycling Zürich, Holding

Entsorgung + Recycling Zürich, Kehricht

Entsorgung + Recycling Zürich, Femwärrne

Für die drei Rechnungskreise werden vollständige Buchhaltungen
mit Hauptbuch und Nebenbüchern (Debitoren, Kreditoren) geführt.
Am Jahresende werden die Buchhaltungen für den externen Jahres-
abschluss wieder zusammengeführt (konsolidiert).

Für die drei Rechnungskreise wird aber nicht nur eine fmanzielle
Buchhaltung geführt, sondern auch eine vollständige Kostenrech-
nung (Kostenstellen, Kostenträger, Profitcenter). Sämtliche Leistun-
gen werden zwischen den drei Bereichen verrechnet. Erst durch die
getrennte Buchführung können alle internen Leistungen erfasst und
weiterverrechnet werden.

1.6 Schaffung eines eigenen Rechnungskreises für die Fernwärme-

versorgung
Um die Transparenz für die Entscheide im Zusammenhang mit der
Sanierung sowie dem Finanzierungskonzept für die Fernwärme zu
verbessern, hat der Stadtrat mit Beschluss vom 20. September 2000
festgelegt, dass für die Fernwärme ab dem Jahre 2001 ein eigener
Rechnungskreis geschaffen wird (StRB Nr. 1603/2000). Dies hat zur
Folge, dass die Rechnungen von der Entsorgung + Recycling Zürich
und von der Fernwärme ab dem Jahre 2001 buchhalterisch getrennt
erfasst werden.

2. Finanzielle Situation
2.1 Buchhalterische Trennung
2.1.1 Buchhalterische Trennung von 1992 bis 1999

Auf den 1. Januar 1992 wurde die Fernwärmerechnung, gestützt auf
den erwähnten Gerneinderatsbeschluss vom 13. November 1991, in
die Buchhaltung des damaligen Abfuhrwesens integriert. Dabei wur-
den für die Fernwärme neue Kostenstellen und Kostenträger ge-
schaffen, welche es ermöglichten, alle Kosten und Erträge getrennt
nach Kehricht und Fernwärme zu erfassen. Ebenso wurden die An-
lagen der Fernwärme separat in der Anlagenbuchhaltung erfasst.
Dies ermöglichte, die Zinsen und Abschreibungen für die beiden
Fraktionen getrennt zu berechnen und den entsprechenden Kosten-
stellen zu belasten.

Die interne Leistungsverrechnung zwischen den ERZ-Betrieben
musste geschätzt werden. Über alle Jahre hinweg ist der Fernwärme
1,0 Mio. Franken pauschal für Dienstleistungen der Kehrichtfrak-
tion {Abwärme, Kaufmännische Dienste, usw.) belastet worden.
Ferner hat das interne Verrechnungs~ystem den Effekt der wirt-
schaftlich günstigen Industriewärme im Betriebszweig Fernwärme
wirksam werden lassen.

2.1.2 Buchhalterische Trennung seit 1. Januar 1999

Seitl. Januar 1999 wird innerhalb der ERZ für die Fernwärme eine
separate Buchhaltung (Finanzbuchhaltung und Kostenrechnung) ge-
führt (vgl, vorstehend Ziff. 1.5). Mit der gleichzeitigen Einführung
des Rechnungswesenprogramms IRP können über die Auftragsab-
rechnung sämtliche internen Leistungsverrechnungen zwischen den
verschiedenen ERZ-Betrieben korrekt und transparent abgebildet
werden.
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Die Finanzkontrolle hat die korrekte buchhalterische Abgrenzung
geprüft und gernäss Revisionsberichten Nrn.154 (Entflechtung Fern-
wärme Jahresrechnungen 1992 bis 1998) und 155 (Entflechtung Fern-
wärme Jahresrechnung 1999) vom 15. September 2000 in Ordnung
befunden. Die Prüfung erstreckte sich auf die Jahre 1992 bis 1999 und
war auf die korrekte Erfassung der Anlagewerte von Kehricht und
Fernwärme einerseits und des Betriebsaufwandes und -ertrages an-
dererseits gerichtet.

2.2 Fmanzielle Entwicklung der Fernwärmeversorgung seit 1992

Der Verlustvortrag der beiden Bereiche ERZ-Kehricht sowie ERZ-
Fernwärme hat sich in den letzten sieben Jahren wie folgt entwickelt
(Beträge in Fr. 1000.-):

(In diesen Beträgen sind die Nachträge der Finanzkontrolle (Revisionsbe-
richte Nm. 154 und 155) noch nicht berücksichtigt, da diese erst im Rech-
nungsjahr 2000 gebucht werden können.)

3. Folgerungen
Die Ausführungen unter den Ziff.l und 2 führen zu folgendem Zwi-

schenergebnis:
-Nur mit einer Entflechtung der beiden Betriebsbereiche Fern-

wärme und Kehricht kann die notwendige Kostentransparenz er-
reicht werden.

-Die buchhalterische Trennung der Betriebsbereiche Fernwärme
und Kehricht ergibt, dass die Fernwärmeversorgung per Ende
1999 einen kumulierten Verlustvortrag von rund 93 Mio. Franken
aufwies, währenddem der Kehrichtbereich der ERZ im seIben
Zeitpunkt einen Gewinnvortrag von rund 20 Mio. Franken ver-
buchen konnte (vgl. hiezu im einzelnen Tabelle in Ziff. 2.2).

4. Gründe flir die Entflechtung der Fernwärme
4.1 Fehlende Eigenwirtschaftlichkeit

Die auf den 1. Januar 1992 beschlossene Vereinigung von Fernwär-
mebetrieb und Kehrichtverbrennung hat sich aus betrieblicher und
organisatorischer Sicht bewährt. Probleme verursachte indessen die
eigenwirtschaftliche Führung der beiden Betriebsbereiche. Die
Gründe für die schwache Finanzkraft der vereinigten Betriebszweige
waren teils struktureller Natur (z.B. wurden die Anlagen der Fern-
wärme bis Ende 1991 durch allgemeine Mittel finanziert, die ökolo-
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gische Abfallbewirtschaftung mit Sackgebühr wurde eingeführt,
Marktliberalisierung mit zunehmendem Konkurrenz- und Preis-
druck unter den Kehrichtverbrennungen), teils war die schwache Fi-
nanzkraft aber auch durch die wirtschaftliche Entwicklung bedingt
(stärkste Rezession der Nachkriegszeit, tiefer älpreis u. dgl.). Ein
Ausgleich der Betriebsrechnung wurde ferner erschwert durch die in
zwei Gemeindeabstimmungen gescheiterte Erhöhung der Sackge-
bühr (1994 und 1996) sowie die zeitliche Verzögerung infolge der
Rechtsmittelverfahren gegen die vom Kanton am 18. November 1996
verfügte kostendeckende Kehrichtgebühr.

Da wie oben unter Ziff. 2.2 gezeigt die Defizite der vereinigten Be-
triebszweige hauptsächlich von der Fernwärme herrühren, ist es er-
forderlich, die Fernwärme rechnerisch von der Abfallfraktion zu ent-
flechten und nach einem neuen Fmanzierungskonzept zu betreiben.

4.2 Neue Vorschriften im Bereich des Umweltschutzrechts

Seit dem Beschluss des Gemeinderates vom 13. November 1991 be-
treffend die Vereinigung der Fernwärmeversorgung mit dem dama-
ligen Abfuhrwesen sind im Bereich des Umweltschutzrechts ver-
schiedene neue Bestimmungen in Kraft getreten, welche es als prob-
lematisch erscheinen lassen, die Defizite der Fernwärmeversorgung
auch in Zukunft über die Einnahmen aus den Kehrichtgebühren zu
finanzieren:

Sowohl der neue Art. 32a des Umweltschutzgesetzes (USG, SR
814.01, in Kraft seit 1. No.vember 1997), wie auch § 37 Abs. 2 des kan-
tonalen Abfallgesetzes (LS 712.1, in Kraft seit 1. Januar 1996), sehen
vor, dass die Kosten für die Entsorgung der Siedlungsabfälle mit kos-
tendeckenden Gebühren oder anderen Abgaben den Verursachern
überbunden werden (sog. Kostendeckungs- urid Verursacherprinzip ).
N ach Art. 32a Abs.l USG sind die Gebühren so festzulegen, dass da-
mit insbesondere die Kosten für den Bau, Betrieb und Unterhalt der
Abfallanlagen aber auch zukünftige Investitionen für die Sanierung
und den Ersatz von Abfallanlagen bestritten werden können.
Art. 32a Abs. 3 USG verpflichtet somit die Betreiber von Abfallan-
lagen, die zur Deckung dieser Kosten erforderlichen Rückstellungen
zu bilden.

Nachdem die Fernwärmeversorgung während der letzten Jahre je-
weils jährliche Verluste in zweistelliger Millionenhöhe erwirtschaftet
hat, kann es nach dem Kostendeckungs- und Verursacherprinzip so-
wie aufgrund der vorstehend erwähnten Gründsätze in Art. 32a
Abs. 1 und 3 USG auf Dauer nicht angehen, die hohen Verluste der
Fernwärmeversorgung über die Einnahmen aus den Kehrichtge-
bühren zu finanzieren.

Es ist deshalb aus diesen Gründen geboten, ein neues Finanzie-
rungskonzept für die Fernwärme festzulegen,welches vorsieht, dass
allfällige künftige Betriebsverluste derFernwärme grundsätzlich
nicht mehr über die Kehrichtgebühren finanziert werden.

Immerhin erscheint es zulässig, die bis heute aufgelaufenen Be-
triebsverluste der Fernwärmeversorgung zumindest teilweise über
die Einnahmen aus den Kehrichtgebühren abzutragen, weil Art. 38
Abs. 1 lit. a der Technischen Verordnung über Abfälle (TV A, SR
814.600) vorschreibt, dass die in Kehrichtverbrennungsanlagen an-
fallende Wärme genutzt werden muss (vgl. hiezu im Einzelnen nach-
folgend Ziff. 4.4).
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4.3 Entflechtung

Die Verpflichtung des vereinigten Betriebszweiges der ERZ (Be-
reich Abfall) fächert sich im Verhältnis zur Stadtkasse wie folgt auf
die beiden Betriebszweige Abfall und Femwänne auf (Stand Ende

1999):

I FemwänTle I

I 217 Mio. I

~ Guthaben

gegenüber

Stadtkasse

+ 20 Mio. *)

~
: Vorschuss

aus Stadtkasse

.155 Mio. .124 Mio. .93 Mio. *)

* gernäss Hochrechnung 2000 werden das Guthaben des Bereichs Abfall auf

mutmasslich 44 Mio. Franken und der Verlustvortrag der Fernwärme auf vor-
aussichtlich 114 Mio. Franken ansteigen.

Die Restbuchwerte der Anlagen sind über die Anlagenbuchhaltung
klar voneinander abgegrenzt (übernommene Werte 1992, Zugang
und Abgang bzw. Wertverzehr seit 1992; im Betriebszweig Fern-
wärme gewichtig ist der Zugang der von der Gemeinde am 27. Sep-
tember 1992 bewilligten 10. Ausbau-Etappe von 30,4 Mio. Franken).

Schwieriger zu beurteilen ist die Frage, inwieweit die vorgenommene
Abgrenzung zwischen Fernwärme- und Kehrichtgebühr trennscharf
erfolgen soll. Leitlinie der internen Ausscheidung auf das Spezialfi-
nanzierungskonto waren stets objektive betriebswirtschaftliche Ge-
sichtspunkte. So wurde beispielsweise über das interne Verrech-
nungssystem der Vorteil der wirtschaftlich günstig produzierten und
abgesetzten Industriewärme (Wärmeproduktion Josefstrasse) kor-
rekt dem Fernwärmebetrieb zugerechnet.

Indessen hat 1992 die Kehrichtverbrennung die Fernwärme in der
klaren Absicht der energetischen Nutzung im Verbund mit der Keh-
richtgebühr übernommen. Diese Verbindung war bei den damaligen
gesetzlichen Grundlagen zulässig und verpflichtend und mit Blick
auf die damaligen wirtschaftlichen Aussichten realistisch. Die wirt-
schaftliche (Rezession, Strukturwandel), die betriebliche (10. Aus-
bau-Etappe) und rechtliche Entwicklung (vgl.hiez1,l im einzelnen die
vorstehenden Ausführungen in Ziff. 4.2) machen es aber erforderlich,
das Fmanzierungskonzept der Fernwärme zu hinterfragen und eine
Entflechtung zwischen Kehricht- und Fernwärmegebühr in die Wege
zu leiten (Zuschrift des Stadtrates an den Gemeinderat vom 12. No-
vember 1997 zu einer Motion der Freisinnig Demokratischen Frak-
tion vom 27. August 1997; GR 97/330). Demzufolge sind die Kosten
für den Bau, Betrieb und Unterhalt der Fernwärme von der Keh-
richtgebühr auszunehmen und anderweitig zu finanzieren. Die Ent-
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flechtung der Rechnung der Fernwänne ist wie oben unter Ziff. 1.6
aufgezeigt, mit Stadtratsbeschluss vom 20. September 2000 in die
Wege geleitet worden (StRB Nr. 1603/2000), indem der Stadtrat be-
schlossen hat, per den 1. Januar 2001 einen eigenen Rechnungskreis
für die Fernwänne zu schaffen.

4.4 Abgrenzungen in der Übergangsperiode 2000 bzw. 2001

Die buchhalterische Entflechtung macht den per Ende 2000 kumu-
lierten Verlustvortrag der Fernwänne von 114 Mio. Franken trans-
parent (Verlustvortrag per Ende 1999 von 93 Mio., plus mutmass-
licher Verlust 2000 von 21 Mio.). Aufgrund der Ausführungen in
Ziff. 4.2 und 4.3 vorstehend, erscheint es angemessen, das per Ende
1999 vorhandene Guthaben im Spezialfinanzierungskonto des Be-
reichs Abfall von 20 Mio. Franken mit dem Verlustvortrag deiFern-
wänneversorgung zu verrechnen, sodass ein Sanierungsbedarf von
94 Mio. Franken verbleibt.

Ferner ist der im Budget 2000 vorsorglich eingestellte Ausgleichs-
beitrag für die Fernwänne von 10 Mio. Franken in der Rechnung der
Stadt für die Sanierung zurückzustellen. Dieser Betrag kann der
Fernwänne nicht direkt zugewiesen werden, weil die Rechtsgrund-
lage für diesen Betriebsbeitrag mit dieser Vorlage zuerst geschaffen
werden muss. Im Budget 2001 ist der Ausgleichsbeitrag unverändert
auf 10 Mio. Franken belassen worden. Im Übergangsjahr 2001 geht
das Sanierungskonzept davon aus, dass die Kehrichtgebühr das Ri-
siko eines allfälligen, über den budgetierten Ausgleichsbeitrag von
10 Mio. Franken hinausgehenden operativen.Verlustes der Fern-
wänne ebenfalls übernimmt und der Zins auf dem miltmasslichen
Verlustvortrag per 2001 der Fernwänne nicht weiterbelastet wird.
Dieses Vorgehen basiert auf zustimmenden Entscheiden von Ge-
meinderat und Gemeinde zur Sanierung und zum Ausgleichsbeitrag
der Fernwänne.

Schliesslich ist zu erwähnen, dass die Eidg. Mehrwertsteuerverwal-
tung die Abschreibung der Defizite mit grosser Wahrscheinlichkeit
als rückwirkende Ausrichtung einer Subvention qualifizieren wird.
Dies hätte eine Steuernachforderung zur Folge, welche in der Praxis
begründet liegt, dass die Vorsteuer, die von der Fernwärme seit der
Einführung der Mehrwertsteuer im Jahr 1995 voll beansprucht
wurde, nach Massgabe des Zuschusses aus allgemeinen Mitteln
gekürzt wird. Die latente Steuerbelastung von schätzungsweise 2 bis
3 Mio. Franken -sollte sie wirksam werden -würde wiederum der
Kehrichtgebühr angelastet. Damit ist sichergestellt, dass die Fern-
wänne nach der Entflechtung ohne Verpflichtung aus laufenden Be-
triebskosten starten kann.

4.5 Anforderungen

Die folgenden Anforderungen sind an die Entflechtung der Be-
triebszweige Kehricht und Fernwänne der ERZ zu stellen:

-Nachhaltigkeit
Der nachhaltige Betrieb, Unterhalt und Ausbau der Fernwärme-
versorgung setzt ein Konzept zur Finanzierung der Betriebskosten
voraus. Dieses soll dem Fernwärmebetrieb die kostenfreie Nut-
zung der wirtschaftlich betriebenen Anlagen ennäglichen, solange
die gesamten Erträge des Fernwärmebetriebes keinen Deckungs-
beitrag an den Fmanzdienst (Zins und Abschreibungen auf den
Anlagen) erbringen (vgl. Ziff. 5).
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-Grundlage für Betriebsverbund

Die Voraussetzungen für eine vereinigte Betriebsführung der drei
Fernwärmeversorgungen auf dem Platz Zürich sollen gewahrt
bleiben.

-Wirtschaftlichkeit

Das Finanzierungsmodell soll Anreize für eine wirtschaftliche
Führung des Fernwärmebetriebs schaffen. Über den Leistungs-
auftrag sind dem Ausbau und Betrieb der Fernwärme Grenzen zu
setzen, sobald die Wirtschaftlichkeit der Fernwärme (Mindest-
menge, angemessene Reichweite für Neuanschlüsse, wirtschaft-
liche Betriebsführung im Verbund mit Kanton und ETH) nicht
mehr sichergestellt ist.

-Schnittstelle beim Übergang

Das Defizitrisiko des Rechnungsjahres 2001 (nach Betriebsbei-
trag von 10 Mio.) und die latente Mehrwertsteuerbelastung gehen
zu Lastender Kehrichtgebühr.

5. Finanzierungsmodell
5.1 Voraussetzungen

Mit Stadtratsbeschluss vom 31. Mai 2000 wurden die Fernwärme-
tarife mit Wirkung per 1. Oktober 2000 neu festgesetzt (StRB Nr. 953
vom 31. Mai 2000). Nebst anderen Kriterien, welche bei der Neu-
festsetzung berücksichtigt worden sind, soll mit einer massvollen
Erhöhung der Fernwärmetarife erreicht werden, dass die stark de-
fizitäre Fernwärmerechnung verbessert werden kann, und dass
zumindest die operativen Betriebskosten der Fernwärme gedeckt
werden können. Um die starkeAbhängigkeit der Fernwärmeerträge
vom älpreis zu reduzieren, wurde zudem ein sog. Dämpfungsfaktor
bei sehr tiefen bzw. sehr hohen älpreisen eingeführt mit folgenden
Zielen:

-auch bei tiefen älpreisen soll die Fernwärme Zürich in der Lage
sein, zumindest ihre operativen Betriebskosten zu erwirtschaften
(Absicherung nach unten),

-bei hohen älpreisen soll die Fernwärme Zürich einen operativen
Gewinn erzielen, welcher ermöglicht, den Finanzdienst zumindest
teilweise zu bestreiten, bzw. Rückstellungen für Investitionen und
Phasen tiefer älpreise zu bilden (Vorsorge ). Trotzdem soll der
wirtschaftliche Vorteil, welcher aus der Wärmeproduktion durch
die Verbrennung von Kehricht resultiert, an die Fernwärmekun-
den weitergegeben werden.

In Übereinstimmung mit diesen unternehmerischen Zielsetzungen
und zur Förderung einer ökologisch sinnvollen Energienutzung er-
scheint es gerechtfertigt, dass die Stadt Zürich der Fernwärmever-
sorgung einen jährlichen' Betriebsbeitrag in der Höhe des Finanz-
dienstes (Zinsen und Abschreibungen) ausrichtet, sofern der Be-
triebsertrag der Fernwärme zu dessen Deckung nicht ausreicht.

Übersteigt dagegen der erzielte Betriebsertrag der Fernwärme die
direkten Betriebskosten, so ist der Betriebsbeitrag der Stadt Zürich
an die freie Nutzung der Anlagen entsprechend zu kürzen. Bei die-
sem günstigen Verlauf des Betriebsertrags ist aIsAnreiz für eine wirt-
schaftliche Betriebsführung von der Kürzung eine Marge bis maxi-
mal 10 Prozent des letzten Finanzdienstes zur Bildung betriebseige-
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ner Reserven zu belassen. Der Fernwärmebetrieb darf diesen Spiel-
raum beanspruchen, solange der Bestand der Spezialfinanzierung
nicht mehr als 25 Prozent des letztbekannten Finanzdienstes aus-
macht. Die Ausgleichsreserve ist für betriebliche Bedürfnisse einzu-
setzen für die Investitionspolitik (Erneuerung, Ausbau, soweit Wirt-
schaftlichkeit nachgewiesen), aber auch für das Risiko, dass der Fern-
wärmeertrag in einem Jahr die direkten Betriebskosten nicht zu
decken vermag. Trifft dieser ungünstige Fall des Betriebsertrags der
Fernwärme ein, so ist die betriebseigene Reserve einzusetzen.

5.2 Finanzierungsmodell

Das Finanzierungsmodell für den Fernwärmebetrieb präsentiert sich
demzufolge wie folgt:

Die Fernwärme Ztirich hat Anspruch auf einen
jährlichen Betriebsbeitrag der Stadt in der Höhe des
Finanzdienstes (Zinsen und Abschreibungen), so-
fern der Betriebsertrag der Fernwärme zu dessen
Deckung nicht ausreicht.

Jährlicher

Betriebsbeitrag:

Übersteigt der Betriebsertrag der Fernwärme die di-
rekten Betriebskosten (Betriebskosten ohne Finanz-
dienst). kann die Fernwärme eine Einlage in das Be-
standeskonto der Spezialfinanzierung im Umfang von
maximal 10 Prozent des letzten Finanzdienstes (Zin-
sen und Abschreibungen) vornehmen.

Bedingung I:

(operativer

Gewinn)

Bedingung 2:

(operativer

Verlust)

~Deckt der Betriebsertrag der Fernwärme die direkten ,
Betriebskosten nicht, erfolgt der Ausgleich über das !
Bestandeskonto der Spezialfinanzierung.

Das Guthaben der Spezialfinanzierung soll 25 Pro-
zent des letzten Finanzdienstes nicht überschreiten,
solange die Fernwärme von der Stadt einen Betriebs-
beitrag beansprucht. Erreicht das Guthaben der Spe-
zialfinanzierung den Grenzwert, steht der Fernwärme
keine weitere Einlage zu; weist die Spezialfinanzie-
rung einen Vorschuss auf, wird der Ausgleichsbeitrag
bis zur lilgung des Vorschusses nicht reduziert.

Bedingung 3:

(BestandNorschuss
der Spezial-

finanzierung)

Das Finanzierungsmodelllimitiert den maximalen Betriebsbeitrag
der Stadt in der Höhe des Finanzdienstes (Zinsen und Abschreibun-
gen). Dem Fernwärmebetrieb wird mit dem Anspruch auf eine Ein-
lage von 10 Prozent des letzten Finanzdienstes ein Anreiz zu einer
wirtschaftlichen Betriebsftihrung und zur Erzielung eines operati-
ven Gewinns gegeben.

6. Auswirkungen auf die Stadt
6.1 Überblick

Die selbständige Ftihrung der Fernwärme erfordert vorab die Be-
reinigung des kumulierten Verlustvortrags. Zum Zweiten ist der
eigenwirtschaftliche Betrieb nur mit einem jährlichen Zuschuss
möglich, der ein Finanzierungskonzept nötig macht. Im zeitlichen
Übergang ist der entstehende Finanzbedarf wie folgt durch die Stadt
und einen Restsaldo zu Lasten der Kehrichtgebtihr zu erftillen
(Beträge in Mio. Franken):
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* wovon 30 Mio. Franken zu Lasten der Investitionsrechnung

6.2 Abschreibung des Verlustvortrags

Der mutmassliche Bedarf per Ende 2001 zur Abschreibung des Ver-
lustvortrags macht 114 Mio. Franken aus und soll gernäss vorstehen-
der Aufstellung zu Lasten der Kehrichtgebühr (20 Mio. ) und der all-
gemeinen Mittel erfüllt werden (94 Mio., wovon 10 Mio. aus Ver-
wendung des rückzustellenden Ausgleichsbeitrags 2000, 54 Mio. zu
Lasten der Laufenden Rechnung 2001 und 30 Mio. zu Lasten der in-
vestitionsrechnung 2001 ). Die Belastung der Investitionsrechnung
mit einem Abschreibungsbeitrag von 30 Mio. Franken leitet sich aus
der von der Gemeinde am 27. September 1992 bewilligten 10. Aus-
bauetappe ab. Dieser Ausbau wurde in eben dieser Höhe vollum-
fänglich in der einschlägigen Periode 1992 bis 2001 realisiert und hat
die BetriebsrechQung der Fernwärme entsprechend belastet. Die
zeitliche Verteilung dieser Belastung nach den Abschreibungsregeln
für einen Investitionsbeitrag ist somit gerechtfertigt.

6.3 Finanzierung im Übergangsjahr 2001

Der budgetierte Ausgleichsbeitrag für das Jahr 2001 (Zentrale
Verwaltung des Tiefbau- und Entsorgungsdepartements, Konto
Nr. 3500.3930.482) kann der Fernwärme ausgerichtet werden, sofern
die Gemeinde dem Sanierungskonzept und dem Ausgleichsbeitrag
zustimmt (wobei die Abstimmung voraussichtlich irn Sommer 2001
stattfinden wird). Über diesen Ausgleichsbeitrag hinaus besteht das
Risiko eines operativen Defizits von 5 bis 7 Mio. Franken, das gege-
benenfalls irn Zeitpunkt des Abschlusses der Rechnung 2001 der
Kehrichtgebühr angelastet wird. Gleichzeitig soll die Verwaltung für
das Rechnungsjahr 2001 ermächtigt werden, dem Fernwärmebetrieb
die Zinsen von rund 5 Mio. Franken auf dem rechnerischen -und
gernäss Sanierungskonzept abzuschreibenden -Verlustvortrag nicht
mehr belasten zu müssen.

6.4 Budgetkredite für Sanierung und Übergangsjahr

Mit Ausnahme des budgetierten Ausgleichsbeitrags von 10 Mio.
Franken (Konto Nr. 3500.3930.482) sowie der vom Gemeinderat ein-
zuholenden Ermächtigung für den Verzicht auf die Zinsbelastung
auf dem rechnerischen Verlustvortrag sind im Voranschlag 2001
keine Kredite eingestellt. Diese müssen demzufolge mit dieser Vor-
lage bewilligt werden. Keinen Einfluss auf den Budgetsaldo 2001 ha-
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ben die Belastungen des vorhandenen Guthabens der Kehrichtge-
bühr von 20 Mio., bzw. 25 bis 27 Mio. Franken einschliesslich Risiko
eines operativen Defizits 2001. Empfindlich tangiert würde der Bud-
getsaldo durch den einmaligen Abschreibungsbeitrag zu Lasten der
Laufenden Rechnung von 54 Mio.Franken. Um dem Gemeinderat
den Spielraum zu verschaffen, die nötigen Budgetmutationen zur Sa-
nierung der Fernwärme im Wesentlichen saldoneutral zu gestalten,
soll in der Rechnung 2000- neben dem budgetierten Ausgleichsbei-
trag 2000 von 10 Mio. Franken -der Betrag von 54 Mio. Franken
zurückgestellt werden. Aufgrund der Erwartungsrechnung 2000 ist
diese Rückstellung möglich. Der Saldo des Voranschlags 2001 kann
somit lediglich noch durch die Folgen des Investitionsbeitrags von
30 Mio. Franken (Zins, Abschreibung) tangiert werden. Die Zinsen
und Abschreibungen müssen jedoch im Budget nicht korrigiert wer-
den (Art. 4 Abs. 3 der Finanzverordnung), weil diese erst feststehen,
wenn die tatsächlich ausgeschöpften Investitionskredite bekannt
sind.

Im Überblick stellen sich die Zusatzkredite und Folgen für das Bud-
get,2001 wie folgt dar:

Vorbehältlich der Zustimmung der Gemeinde zur Sanierung soll die
Verwaltung vom Gemeinderat ferner ermächtigt werden, der Fern-
wärme im Rechnungsjahr keinen Zins auf dem rechnerischen Ver-
lustvortrag in Rechnung zu stellen und die Folgebuchungen aus den
obigen Budgetmutationen vorzunehmen; die Auswirkungen system-
bedingter Folgebuchungen sind mit der Rechnung 2001 zu begrÜn-
den.

6.5 Belastung durch Betriebsbeitrag

Der jährliche Betriebsbeitrag richtet sich nach dem vorstehend defi-
nierten Modell. Aufgrund der internen Betriebsrechnungen der Pe-
riode 1992 bis 1999 sowie der absehbaren Entwicklung 2000 bis 2001
zeigen die modellbestimmenden Grössen (nach Ausklammerung des
Zinseffektes aufgrund des kumulierten Verlustvortrags) die folgende
rechnerische Entwicklung des Betriebsbeitrags (Beträge in Mio.

Franken):
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Betriebsbeitrag
I(mit ZiDseIfekt)

liDseffektJahr FiDaDI- I operativer
dienst Gewinn

Betriebsbeitrag
{ohne Zinseffekt)

-kein Anspruch

--0,1 5,0

--0,4 8,7

--0;9 10,0

-1,6 13,5

-2,3 11,0

-3,1 15,4

-3,6 17,9

-4,6 16,4

-5,0 16,5

1992

200IVA

11,7

20,9

-12,6

0.6

kein AnsIJruch

5.1

21.5

HR = Hochrechnung, VA = Voranschlag

Der jährliche Betriebsbeitrag hängt vom Ölpreis, von den produkti-
onsverhältnissen in den Heizkraftwerken und vom Ausbaugrad der
Fernwärme ab. Das neue Tarifsystem sichert den Fernwärmeertrag
wie oben gezeigt besser gegen die Ölpreisabhängigkeit ab, sodass in
Zukunft bei günstigen Verhältnissen mit einem Betriebsbeitrag um
10 Mio.Franken zu rechnen ist, während im ungünstigen Fall ein Be-
treffnis von 15 bis 20 Mio. Franken anfallen wird. Eine bessere Aus-
schöpfung des Betriebspotentials kann aber auch aufgrund der Ver-
einigung der Betriebsführung der Fernwärmeversorgungen erwartet
werden (vgl. hiezu Ziff.1.4). In diesem Zusammenhangist ferner zu
berücksichtigen, dass der Wärmeverkauf von den Kehrichtheiz-
kraftwerken an die Fernwärme die Rechnung der Fernwärme be-
einflusst. Da der Preis für diese Wärmelieferungen somit mittelbar
auch eine Auswirkung auf die Höhe des jährlichen Betriebsbeitrages
der Stadt Zürich an die Fernwärme hat, ist der Verrechnungspreis für
diesen Wärmeverkauf vom Stadtrat zu genehmigen.

7. Zuständigkeit
Die heute notwendige Abschreibung des aufgelaufenen Verlustvor-
trags von 114 Mio. Franken ist als Ausgabe zu qualifizieren. Weil die
10-Mio.-Grenze überschritten wird, ist sie obligatorisch durch die
Gemeinde zu beschliessen (Art. 10 lit. d der Gemeindeordnung der
Stadt Zürich vom 26. April 1970). Hingegen sind die jährlichen
Betriebsbeiträge nach Genehmigung des Sanierungskonzeptes durch
die Stimmberechtigten als gebundene Ausgaben im Sinne von
Art. 10bis Abs.1Iit. a der Gemeindeordnung zu qualifizieren, was zur
Folge hat, dass darüber der Stadtratenischeiden wird.

Dem Gemeinderat wird beantragt:

A. Zuhanden der Gemeinde

1. a) Für die Abtragung des Verlustvortrags der Fernwärmever-
sorgung wird per Ende 2001 ein einmaliger Abschrei-
bungsbeitrag von 114 Mio. Franken bewilligt, der sich auf
die Laufende Rechnung (64 Mio. Franken zu Lasten von
Konto Nr. 3500.3930), die Investitionsrechnung (30 Mio.
Franken zu Lasten von Konto Nr. 3500.5630) und einen Be-
zug aus dem Spezialfinanzierungskonto des Betriebszweigs
Kehricht (20 Mio. Franken zu Lasten Konto Nr. 3550.3930)
aufteilt.
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b) Ein allrlilliges operatives Restdefizit des Betriebszweiges
Fernwärme aus dem Rechnungsjahr 2001 wird dem Be-
standeskonto der Spezialfinanzierung des,Betriebszweiges
Abfall belastet unter gleichzeitiger Ermächtigung der
Finanzverwaltung, keinen Zins auf dem redInerischen Ver-
lustvortrag der Fernwärme in Rechnung zu stellen.

2. Für den Betrieb der Fernwärme Zürich wird zu Lasten von
Konto Nr. 3500.3930.482 ab dem Jahre 2002 ein jährlicher Be-
triebsbeitrag nach den folgenden Festlegungen bewilligt:

a) Die Fernwärme hat Anspruch auf einen jährlichen Be-
triebsbeitrag der Stadt Zürich in der Höhe des Finanz-
dienstes (Zinsen und Abschreibungen), sofern der Be-
triebsertrag der Fernwärme zu dessen Deckung nicht aus-
reicht.

b) Übersteigt der Betriebsertrag der Fernwärme die direkten
Betriebskosten (Betriebskosten ohne Finanzdienst), kann
die Fernwärme eine Einlage in das Bestandeskonto der
Spezialfinanzierung im Umfang von maximal 10 Prozent
des letzten Finanzdienstes (Zinsen und Abschreibungen)
vornehmen.

c) Deckt der Betriebsertrag der Fernwärme die direkten Be-
triebskosten nicht, erfolgt der Ausgleich über das Bestan-
deskonto der Spezialfinanzierung.

d) Das Guthaben der Spezialfinanzierung soll 25 Prozent des
letzten Finanzdienstes nicht überschreiten, solange die
Fernwärme von der Stadt einen Betriebsbeitrag bean-
sprucht. Erreicht das Guthaben der Spezialfinanzierung
den Grenzwert, steht der Fernwärme keine weitere Ein-
lage zu; weist die Spezialfinanzierung einen Vorschuss auf,
wird der Ausgleichsbeitrag bis zur Tilgung des Vorschusses
nicht reduziert.

B: In eigener Zuständigkeit unter dem Vorbehalt der Zustimmung
der Gemeinde zu den vorstehenden Beschlüssen unter lit. A

1. Die mit der Sanierung der Fernwärme zu ändernden Budget-
kredite des Voranschlags 2001 werden bezeichnet, wenn die
Anträge der gemeinderätlichen Kommission dem Gemeinde-
rat zur Beschlussfassung zugeleitet werden.

2. Die nachstehenden parlamentarischen Vorstösse werden ab-

geschrieben:
-Motion det SP-Fraktion vom 6. Oktober 1999 betreffend

Fernwärmebereich ERZ, Konzept für Sanierung und
Finanzierung (GR Nr. 99/507);

-Postulat der SVP-Fraktion vom 22. Oktober 1997 be-
treffend Ausgliederung des Fernwärmebereichs (GR
Nr.97/423).
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Die Berichterstattung im Gemeinderat ist der Vorsteherio des 11ef-
bau- und Entsorgungsdepartements und dem Vorsteher des Finanz-

departements übertragen.

Im Namen des Stadtrates

der Stadtpräsident

loser Estermann

der Stadtschreiber

Martin Brunner


